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703. Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft betreffend die

Erhebung von Obstanlagen

Auf Grund des § 2 Abs. 2 des Bundesstatistikge-
setzes 1965, BGBl. Nr. 91, zuletzt geändert durch
das Bundesgesetz BGBl. Nr. 448/1990, und des § 3
Abs. 1 des LFBIS-Gesetzes, BGBl. Nr. 448/1980, in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 597/1981 wird verordnet:

§ 1. Das Österreichische Statistische Zentralamt
hat mit Stichtag 1. Juni 1994 eine Erhebung der
Obstanlagen durchzuführen.

§ 2. Die Erhebungsgegenstände und Erhebungs-
merkmale sind der Anlage zu entnehmen, die einen
Bestandteil der Verordnung bildet.

§ 3. Zur Auskunftserteilung verpflichtet sind die
Bewirtschafter (Eigentümer, Besitzer, Pächter oder
Nutznießer) oder deren Beauftragte von landwirt-
schaftlichen Betrieben mit intensiv genutzten Kern-
und/oder Steinobstanlagen ab einer Fläche von
mindestens 15 Ar. Bei Beerenobstanlagen besteht
die Auskunftspflicht darüber hinaus ab einer Fläche
von mindestens 10 Ar.

§ 4. Die Erhebung ist in der Form durchzuführen,
daß vom Österreichischen Statistischen Zentralamt
bestellte Erhebungsorgane in der Zeit vom 1. Juni
bis 30. September 1994 von den zur Auskunftsertei-
lung verpflichteten Personen (§ 3) die erforderli-
chen Angaben erfragen; hiebei ist vorzusorgen, daß
die bei der Befragung gemachten Angaben geheim-
gehalten werden und unbefugten Dritten nicht
zugänglich sind.

§ 5. Das Österreichische Statistische Zentralamt
hat die auf Grund der Anlage ermittelten Einzelda-
ten an den Bundesminister für Land- und
Forstwirtschaft zur Aufnahme in das land- und
forstwirtschaftliche Betriebsinformationssystem
(LFBIS) zu übermitteln.

Fischler

Anlage

1. Apfelanlagen nach Sorten, Pflanzjahr, Baum-
zahl, Pflanzweite und Unterlagen (stark wach-
send, mittelstark wachsend, schwach wachsend)

2. Birnenanlagen nach Sorten, Pflanzjahr, Baum-
zahl, Pflanzweite und Unterlagen (Sämling,
Quitte)

3. Steinobstanlagen
3.1 Pfirsichanlagen nach Sorten, Pflanzjahr, Baum-

zahl und Pflanzweite
3.2 Nektarinenanlagen nach Sorten, Pflanzjahr,

Baumzahl und Pflanzweite
3.3 Marillenanlagen nach Pflanzjahr, Baumzahl

und Pflanzweite
3.4 Kirschenanlagen nach Pflanzjahr, Baumzahl

und Pflanzweite
3.5 Weichselanlagen nach Pflanzjahr, Baumzahl

und Pflanzweite
3.6 Zwetschkenanlagen (inklusive Pflaumen, Mira-

bellen und Ringlotten) nach Pflanzjahr, Baum-
zahl und Pflanzweite
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4. Walnußanlagen (veredelt) und Holunderanla-
gen nach Pflanzjahr, Baumzahl und Pflanz-
weite

5. Übrige Obstanlagen (Beerenobst ua.)
5.1 Ribiselanlagen (weiß und rot) nach der Fläche

in m2

5.2 Ribiselanlagen (schwarz) nach der Fläche in m2

5.3 Himbeeranlagen nach der Fläche in m2

5.4 Brombeeranlagen nach der Fläche in m2

5.5 Ananas-Erdbeeren nach der Fläche in m2

704. Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft und des Bundesmini-
sters für wirtschaftliche Angelegenheiten über
die Erhebung der Weinernte, des Weinbestan-

des und der Weinlagerkapazität

Auf Grund des § 2 Abs. 2 des Bundesstatistikge-
setzes 1965, BGBl. Nr. 91, zuletzt geändert durch
das Bundesgesetz BGBl. Nr. 448/1990, und des § 3
Abs. 1 des LFBIS-Gesetzes, BGBl. Nr. 448/1980, in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 597/1981 wird durch den Bundesminister für
Land- und Forstwirtschaft und auf Grund des § 2
Abs. 2 des Bundesstatistikgesetzes 1965 wird
hinsichtlich der der Gewerbeordnung 1973, BGBl.
Nr. 50/1974, zuletzt geändert durch das Bundesge-
setz BGBl. Nr. 532/1993, unterliegenden Betriebe
durch den Bundesminister für wirtschaftliche
Angelegenheiten, bezüglich des § 4 jeweils im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finan-
zen, verordnet:

§ 1. Das Österreichische Statistische Zentralamt
hat im Jahre 1993 zum Stichtag 30. November eine
Erhebung der Weinernte, des Weinbestandes und
der Weinlagerkapazität durchzuführen.

§ 2. (1) Bei der Erhebung haben die Gemeinden
— einschließlich der Städte mit eigenem Statut —
mitzuwirken, die hiebei die von Weinproduzenten,
Weinhandelsbetrieben und Winzergenossenschaf-
ten erstatteten Ernte- und Bestandsmeldungen
gemäß Anlage 2 und 4 des Weingesetzes 1985,
BGBl. Nr. 444, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 450/1992, heranzuziehen haben.

(2) Die Gemeinden haben die Vollzähligkeit des
Einlangens der Ernte- und Bestandsmeldungen zu
prüfen. Sie haben in die vom Österreichischen
Statistischen Zentralamt zur Verfügung gestellten
Betriebslisten aus den Erntemeldungen die gesamte
bepflanzte und die ertragsfähige Weingartenfläche
des Betriebes, die im Erntejahr eingefüllte eigene
Wein-(Most-) Ernte, die Menge an verkauften
Trauben und -maische sowie die Menge an
verkauftem Most und Sturm zu übertragen. Aus den

Bestandsmeldungen zum 30. November 1993 sind
die gesamte Weinlagerkapazität (Fässer, Tanks,
Zisternen, Flaschen) und der gesamte Weinbestand
des Betriebes, gegliedert nach Tafelwein, Landwein,
Qualitätswein, Prädikatswein, versetztem Wein,
ausländischem Wein, Verschnitt von in- mit
ausländischem Wein und sonstigem Wein (zB
Brennwein) zu übertragen. Weiters haben sie
Gemeindesummen zu bilden und diese in die vom
Österreichischen Statistischen Zentralamt zur Ver-
fügung gestellten Gemeindeblätter (Urschrift und
Reinschrift) zu übertragen.

§ 3. Die Gemeinden — ausgenommen die Städte
mit eigenem Statut — haben die Betriebslisten und
die Gemeindeblatt-Reinschrift bis 31. Dezember
1993 der zuständigen Bezirkshauptmannschaft
vorzulegen. Die Bezirkshauptmannschaften und die
Magistrate der Städte mit eigenem Statut haben
diese Unterlagen bis 10. Jänner 1994 an das
Österreichische Statistische Zentralamt weiterzulei-
ten.

§ 4. Den Gemeinden ist für die Mitwirkung an
dieser Erhebung eine Abfindung von S 7,50 je
erfaßtem Betrieb zu gewähren.

§ 5. Das Österreichische Statistische Zentralamt
hat die gemäß § 2 in landwirtschaftlichen Betrieben
ermittelten Einzeldaten an den Bundesminister für
Land- und Forstwirtschaft zur Aufnahme in das
land- und forstwirtschaftliche Betriebsinformations-
system (LFBIS) zu übermitteln.

Fischler Schüssel

705. Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft, mit der die
Verordnung über den Gebührentarif für
Untersuchungen nach dem Pflanzenschutzge-

setz geändert wird

Auf Grund des § 9 Abs. 3 und 4 des Pflanzen-
schutzgesetzes, BGBl. Nr. 124/1948, zuletzt geän-
dert durch das Pflanzenschutzmittelgesetz, BGBl.
Nr. 476/1990, und des § 46 Abs. 1 lit. a des
Forstgesetzes 1975, BGBl. Nr. 440, in der Fassung
der Forstgesetz-Novelle 1987, BGBl. Nr. 576, wird
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Finanzen verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für Land-
und Forstwirtschaft über den Gebührentarif für
Untersuchungen nach dem Pflanzenschutzgesetz,
BGBl. Nr. 401/1991, zuletzt geändert durch die
Verordnung BGBl. Nr.'845/1992, wird wie folgt
geändert:
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In Teil I der Anlage wird der Tarifpost S folgende
Tarifpost T angefügt:

„T Höchstgebühr für die Beschau einer
Sendung von Sägespänen, Hackgut und
loser Rinde, aus Tarifpost K, wenn
diese Produkte nicht weiter verarbeitet
sind 10,00"

Fischler

706. Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung, mit der die
Studienordnung für die Studienrichtungen der

Romanistik geändert wird

Auf Grund der §§ 1 bis 9, 12, 18, 20 und 21 des
Bundesgesetzes über geisteswissenschaftliche und
naturwissenschaftliche Studienrichtungen, BGBl.
Nr. 326/1971, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 98/1990, in Verbindung mit den
Bestimmungen des Allgemeinen Hochschul-Stu-
diengesetzes (AHStG), BGBl. Nr. 177/1966, zu-
letzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 523/1993, wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für Wissen-
schaft und Forschung über die Studienordnung für
die Studienrichtungen der Romanistik, BGBl.
Nr. 172/1976, zuletzt geändert durch die Verord-
nung BGBl. Nr. 405/1980, wird wie folgt geändert:

1. § 1 Abs. 3 Z 5 lautet:

„5. Die Studienrichtung „Portugiesisch" (Abs. 2
lit. h) ist an den Geisteswissenschaftlichen
Fakultäten der Universitäten Wien und
Salzburg einzurichten."

2. Nach § 11 wird folgender § 12 angefügt:

„§ 12. (1) § 1 Abs. 3 Z 5 in der Fassung der
Verordnung BGBl. Nr. 706/1993 tritt mit 1. Sep-
tember 1994 in Kraft.

(2) Ordentliche Hörer der Geisteswissenschaftli-
chen Fakultät der Universität Innsbruck, die die
Studienrichtung Portugiesisch vor Inkrafttreten
gemäß Abs. 1 begonnen haben, sind berechtigt, ihr
Studium nach dem geltenden Studienplan fortzuset-
zen und zu beenden."

Busek

707. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten über die Dele-
gierung von Befugnissen hinsichtlich einer
elektrischen Leitungsanlage an den Landes-
hauptmann von Oberösterreich und an den

Landeshauptmann von Salzburg

Auf Grund des § 25 des Bundesgesetzes vom
6. Februar 1968, BGBl. Nr. 70, über elektrische
Leitungsanlagen, die sich auf zwei oder mehrere
Bundesländer erstrecken (Starkstromwegegesetz
1968), wird verordnet:

Die Landeshauptmänner von Oberösterreich und
Salzburg werden ermächtigt, anstelle des Bundesmi-
nisters für wirtschaftliche Angelegenheiten die auf
Grund des Starkstromwegegesetzes 1968 zum Bau
und Betrieb erforderlichen Amtshandlungen ein-
schließlich der Erlassung der Bescheide im Rahmen
ihres jeweiligen Wirkungsbereiches für die elektri-
sche Leitungsanlage der Bewilligungswerberin
Oberösterreichische Kraftwerke AG „30 kV-Dop-
pelleitung Umspannwerk Unterach — Schaltstation
Unterach" vorzunehmen.

Schüssel

708. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten betreffend die
Bestimmung des Straßenverlaufes der B 124
Königswiesener Straße und der B 123 Maut-
hausener Straße im Bereich der Gemeinden
Wartberg ob der Aist, Hagenberg im Mühl-

kreis und Pregarten

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 420/1992 wird verord-
net:

1. Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 124
Königswiesener Straße wird im Bereich der
Gemeinden Wartberg ob der Aist, Hagenberg im
Mühlkreis und Pregarten wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt bei
km 3,482 (alt/neu), quert sodann das Tal der
Feidaist und bindet in der Folge bei km 8,677
(alt)/km 7,992 (neu) wieder in den Bestand ein.

2. Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 123
Mauthausener Straße wird im Bereich der Gemein-
den Wartberg ob der Aist und Pregarten wie folgt
bestimmt:
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Die neu herzustellende Trasse beginnt bei km
20,935 (alt/neu) und bindet bei km 21,232 (neu) in
die unter Punkt 1. verordnete Trasse ein.

3. Im einzelnen ist der Verlauf der neu
herzustellenden Straßentrassen aus den beim
Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegen-
heiten, beim Amt der Oberösterreichischen Landes-
regierung sowie bei den Gemeinden Wartberg ob
der Aist, Hagenberg im Mühlkreis und Pre-
garten aufliegenden Planunterlagen (Plan
Nr. GZ 124-58/93 im Maßstab 1:2 500) zu erse-
hen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf die
vorangeführten Straßenabschnitte Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den
aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Schüssel

709. Kundmachung des Bundeskanzlers über
die Aufhebung des ersten Satzes des § 30 des
Ausländerbeschäftigungsgesetzes durch den

Verfassungsgerichtshof

Gemäß Art. 140 Abs. 5 und 6 B-VG und gemäß
§ 64 Abs. 2 des Verfassungsgerichtshofgesetzes
1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom 2. Juli 1993, G 226/92-7, dem Bundeskanz-
ler zugestellt am 3. September 1993, den ersten Satz
des § 30 des Ausländerbeschäftigungsgesetzes,
BGBl. Nr. 218/1975, als verfassungswidrig aufge-
hoben.

(2) Die Aufhebung tritt mit Ablauf des 31. Mai
1994 in Kraft.

(3) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

Vranitzky


